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Arbeitsmaterialien

Die Verschärfung des Grundsatzes der Beitragssatzstabilität im deutschen Krankenversicherungsrecht seit 1977

Krankenversicherungs-Kostendämpfungsgesetz v. 27.6.1977
§ 368f RVO (Reichsversicherungsordnung): Gesamtvergütung der kassenärztlichen Versorgung
(3) Die Vertragsparteien des Gesamtvertrages vereinbaren die Veränderung der Gesamtvergütungen. 
Hierbei haben sie die zu erwartende Entwicklung der durchschnittlichen Grundlohnsumme der beteiligten Krankenkassen, der Praxisko-
sten und der für kassenärztliche Tätigkeit aufzuwendenden Arbeitszeit sowie Art und Umfang der ärztlichen Leistungen (...) zu berück-
sichtigen.

§ 405a RVO: Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen
(1) Die an der gesundheitlichen Versorgung der Bevölkerung Beteiligten entwickeln mit dem Ziel einer den Stand der medizinischen Wis-
senschaft berücksichtigenden bedarfsgerechten Versorgung und einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen gemeinsam
1. medizinische und wirtschaftliche Orientierungsdaten und
2. Vorschläge zur Rationalisierung, Erhöhung der Effektivität und Effizienz im Gesundheitswesen
und stimmen diese miteinander ab (konzertierte Aktion im Gesundheitswesen). Die konzertierte Aktion im Gesundheitswesen hat hierzu 
einmal jährlich bis zum 31. März Empfehlungen, insbesondere über die angemessene Veränderung der Gesamtvergütungen und der 
Arzneimittelhöchstbeträge abzugeben.

Gesundheitsreformgesetz v. 1988
§ 71 SGB V: Beitragssatzstabilität
Die Krankenkassen und die Leistungserbringer haben in den Vereinbarungen über die Vergütung der Leistungen den Grundsatz der Bei-
tragssatzstabilität (§ 141 Abs. 2 SGB V) zu beachten.

§ 141 SGB V: Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen
(2) Die Konzertierte Aktion gibt Empfehlungen zu den einzelnen Versorgungsbereichen ab, auch über die Veränderung der Vergütungen. 
(...) In den Empfehlungen sind die inhaltlichen Vorgaben so zu gestalten, daß Beitragssatzerhöhungen vermieden werden, es sei denn, 
die notwendige medizinische Versorgung ist auch unter Ausschöpfung von Wirtschaftlichkeitsreserven ohne Beitragssatzerhöhungen nicht 
zu gewährleisten (Grundsatz der Beitragssatzstabilität). (...)

Gesundheitsstrukturgesetz v. 21.12.1992
§ 71 SGB V: Beitragssatzstabilität
(2) Die Vereinbarungen über die Vergütung der Leistungen (...) sind den für die Vertragsparteien zuständigen Aufsichtsbehörden vorzule-
gen. Die Aufsichtsbehörden können die Vereinbarungen bei einem Rechtsverstoß innerhalb von 2 Monaten nach Vorlage beanstanden.

GKV-Gesundheitsreformgesetz v. 22.12.1999
§ 71 SGB V: Beitragssatzstabilität
(1) Die Vertragspartner auf Seiten der Krankenkassen und der Leistungserbringer haben die Vereinbarungen über die Vergütungen nach 
diesem Buch und dem KHG sowie den nach diesen Vorschriften getroffenen Regelungen so zu gestalten, dass Beitragssatzerhöhungen 
(seit 2009: Beitragserhöhungen) ausgeschlossen werden, es sei denn, die notwendige medizinische Versorgung ist auch nach Ausschöp-
fung von Wirtschaftlichkeitsreserven ohne Beitragssatzerhöhungen nicht zu gewährleisten (Grundsatz der Beitragssatzstabilität). (...)
(2) Um den Vorgaben nach Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 zu entsprechen, darf die vereinbarte Veränderung der jeweiligen Vergütung die 
sich bei Anwendung der Veränderungsrate für das gesamte Bundesgebiet (...) ergebende Veränderung der Vergütung nicht überschrei-
ten. (...)

§ 141 SGB V: Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen
(2) Die Konzertierte Aktion gibt Empfehlungen zu den einzelnen Versorgungsbereichen ab, auch über die Veränderung der Vergütungen. 
(...) In den Empfehlungen sind die inhaltlichen Vorgaben so zu gestalten, dass Beitragssatzerhöhungen ausgeschlossen werden, es sei 
denn, die notwendige medizinische Versorgung ist auch unter Ausschöpfung von Wirtschaftlichkeitsreserven ohne Beitragssatzerhö-
hungen nicht zu gewährleisten (Grundsatz der Beitragssatzstabilität). (...)

Pflegeversicherungsgesetz v. 26.5.1994
§ 70 SGB XI: Beitragssatzstabilität
(1) Die Pflegekassen stellen in den Verträgen mit den Leistungserbringern über Art, Umfang und Vergütung der Leistungen sicher, dass 
ihre Leistungsausgaben die Beitragseinnahmen nicht überschreiten (Grundsatz der Beitragssatzstabilität).
(2) Vereinbarungen über die Höhe der Vergütungen, die dem Grundsatz der Beitragssatzstabilität widersprechen, sind unwirksam.
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